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 Veröffentlicht am 29.06.1988

Index

40/01 Verwaltungsverfahren

Norm

AVG §37;

AVG §45 Abs2;

AVG §52;

VStG §3 Abs1;

Rechtssatz

Die Aussage eines sachverständigen Zeugen, wonach die Möglichkeit einer durch einen Unfall verursachten

Einschränkung der Zurechnungsfähigkeit mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht ausgeschlossen

werden kann, liefert keinen positiven Anhaltspunkt für die begründete Annahme einer mangelnden

Zurechnungsfähigkeit. Ergeben sich auch sonst (aus Zeugenaussagen) keine Anhaltspunkte hiefür, besteht für die

Behörde keine Veranlassung, zur Prüfung der Zurechnungsfähigkeit des Beschuldigten einen ärztlichen

Sachverständigen beizuziehen. Daß der Beschuldigte beim Unfall eine Gehirnerschütterung erlitten hat sowie der

Verlust der Brille reichen nicht aus, um Bedenken gegen die Zurechnungsfähigkeit zu begründen.
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